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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Umweltschutz

Jahresriickblick 2019: Umweltpolitik

Die Umweltpolitik der Schweiz war 2019 sehr stark durch das Thema
Klimawandel/Klimaerwarmung gepragt. In zahlreichen grossen Streiks und
Demonstrationen &usserten viele Jugendliche, aber auch Besorgte éalteren Semesters
ihren Unmut gegenlber der Politik und der Wirtschaft, welche sich in ihren Augen zu
wenig gegen die Klimaerwarmung engagierten. Viele wiesen aber auch darauf hin, dass
jede einzelne Person etwas gegen den Klimawandel unternehmen kénne. Sie folgten
damit dem Beispiel der Schwedin Greta Thunberg, welche mit ihrem «Schulstreik flr
das Klima» mediale Berthmtheit erlangte. Die Besorgnis Uber den Klimawandel
widerspiegelte sich auch in zahlreichen politischen Vorstéssen und in den Beratungen
zur Revision des CO2-Gesetzes (vergleiche etwa Po. 18.4211 oder Po. 19.3385). Nachdem
der Nationalrat in der Wintersession 2018 die Revision des CO2-Gesetzes in der
Gesamtabstimmung noch abgelehnt hatte, nahm der Sténderat das Geschaft in der
Herbstsession 2019 wieder auf und formulierte zahlreiche Massnahmen zur Reduktion
der Treibhausgase. Der Bundesrat wiederum &usserte im Sommer 2019 die Absicht,
dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein soll, also unter dem Strich keine
Treibhausgasemissionen mehr ausstossen soll. Der Klimawandel war auch das
bestimmende Thema im Wahlkampf zu den eidgendssischen Parlamentswahlen 2019.
Breit diskutiert wurde dabei unter anderem der politische Richtungswechsel der FDP.
Wahrend die FDP-Parlamentarier und -Parlamentarierinnen Ende 2018 noch zu den
Verhinderern eines griffigeren CO2-Gesetzes gehort hatten, schwenkte die Partei 2019
auf einen klimafreundlicheren Kurs um und machte das Klima gar zu ihrem
Wahlkampfthema. Am Wahlsonntag musste die FDP dennoch Verluste im Nationalrat
hinnehmen. Besser erging es den beiden Parteien, die das «grin» bereits im Namen
tragen; die guten Resultate der Grinen und der Grunliberalen widerspiegelten
dementsprechend die Wichtigkeit dieses Themas bei den Wahlerinnen und Wahlern.
Eine breite Palette an Themen rund um das Klima war in den Monaten Juli, August und
September auch fur einen Peak in der Umweltberichterstattung in den Schweizer
Zeitungen verantwortlich. Die Medien berichteten beispielsweise intensiv Uber die
Beratungen des CO2-Gesetzes im Standerat und Uber die verschiedenen Klimastreiks
(beispielsweise derjenige in Lausanne mit Greta Thunberg) sowie Uber die
Radikalisierungstendenzen einiger Protesierender in Form der Blockade von Banken
oder des so genannten "Die-In" an Flughafen.

Des Weiteren war auch die Verschmutzung des Wassers mit Pestiziden in 2019 von
Belang. Im April dieses Jahres zeigten zwei Studien der Eawag und des
Oekotoxzentrums, dass Gewasser in landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebieten stark
mit Pflanzenschutzmitteln belastet sind. Die Konzentrationen einzelner Stoffe stellten
Uber Monate hinweg ein Risiko fur chronische Schéaden dar und lagen langere Zeit Uber
Werten, ab denen flr Pflanzen und Tiere im Wasser ein akut toxisches Risiko besteht.
Im Parlament waren zu diesem Thema Ende 2019 zwei Volksinitiativen hangig: die
Initiativen «fir eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» und «flr sauberes
Trinkwasser und gesunde Nahrung - Keine Subventionen fir den Pestizid- und den
prophylaktischen Antibiotika-Einsatz». Der Nationalrat lehnte es in der Sommersession
2019 ab, einen Gegenvorschlag zu diesen beiden Volksinitiativen auszuarbeiten. Die
WAK-NR und die WAK-SR stimmten jedoch einer parlamentarische Initiative der WAK-
SR (Pa.lv. 19.475) zu, welche die gesetzliche Verankerung eines Absenkpfads mit
Zielwerten fur das Risiko beim Einsatz von Pestiziden verlangt. Die beiden WAK wollten
diese Vorlage aber explizit nicht als Gegenvorschlag zur Trinkwasserinitiative verstanden
wissen.

Hohe mediale und politische Wellen schlug auch der IPBES-Bericht zum globalen
Zustand der Artenvielfalt. Der Bericht untersuchte, in welchem Zustand sich Tiere,
Pflanzen und ihre Lebensrdumen befanden und stellte der Weltgemeinschaft
dahingehend ein Armutszeugnis aus. Etwa eine Million der geschéatzten acht Millionen
Tier- und Pflanzenarten, die es auf der Welt gibt, seien vom Aussterben bedroht und
die Schuld daran trage der Mensch und seine Aktivitdten. Der Bericht flhrte zu
zahlreichen parlamentarischen Vorstdssen, in denen etwa die
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Biodiversitatsvertraglichkeit von Schweizer Finanzierungen und Investitionen
angesprochen wurde (Ip. 19.3591) oder zu einer Intensivierung des Aktionsplans
Biodiversitat aufgerufen wurde (Mo. 19.3504).

Zuletzt seien noch zwei Studien zum Thema Food Waste erwéhnt, welche im Jahr 2019
erschienen. Die zwei Studien des Bundesamts fur Umwelt befassten sich mit den
eindrlcklichen Zahlen der Lebensmittelverluste aus der Landwirtschaft respektive den
Privathaushalten. In der Landwirtschaft fallen jedes Jahr 225000 Tonnen
Lebensmittelverluste an. Davon wéaren rund 90 Prozent vermeidbar. In den Haushalten
sind es rund 1 Million Tonnen Lebensmittelabféalle, wovon fast die Hélfte vermeidbar
ware. In friheren Studien waren bereits die Gastronomie, der Detailhandel und die
Lebensmittelindustrie analysiert worden. Auf gesetzlicher Ebene kénnte es im Bereich
des Detailhandels bald zu einer Anderung kommen, da der Nationalrat in der
Sommersession die Motion Munz (sp, SH; Mo. 19.3112) gutgeheissen hat. Diese mochte
das Lebensmittelgesetz um eine Berechtigung fir den Bundesrat, Bestimmungen flr die
Abgabe von Lebensmitteln an zertifizierte Organisationen oder Personen zwecks
Verhinderung von Lebensmittelverlusten zu erlassen, ergénzen. Nun lag es an der
kleinen Kammer zu entscheiden, ob dieser Schritt in Richtung einer Reduktion von
Food Waste realisiert wird.'

Jahresriickblick 2021: Umweltschutz

Im Kapitel Umweltschutz stand auch dieses Jahr die Klimapolitik erneut klar im Fokus
des Interesses, wie Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 (im Anhang) zeigt - auch
wenn ihr Anteil an der Gesamtberichterstattung zum Umweltschutz seit 2019 doch
deutlich abgenommen hat. Im Januar 2021 stellte der Bundesrat seine Klimastrategie
2050 vor. Diese sollte die Basis bilden, um die im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
eingegangenen CO2-Reduktionsziele und das erklarte Ziel des Bundesrates, bis 2050
unter dem Strich keine Treibhausgase mehr auszustossen, zu erflllen. Die Strategie
stitzte sich insbesondere auf die Energieperspektiven 2050+ des BFE sowie auf das
revidierte CO2-Gesetz. Im Juni 2021 machten die Stimmbdurgerinnen und Stimmblurger
dem Bundesrat jedoch einen Strich durch die Rechnung, indem sie - nach mehrjéhriger
sowie zéher und emotionaler Entscheidfindung im Parlament - ebendieses revidierte
CO2-Gesetz an der Urne knapp ablehnten. Im Nachgang zur Abstimmung waren sich die
politischen Lager Uber die Griinde fiir die Ablehnung uneins; Ubereinstimmung gab es
lediglich in der Erkenntnis, dass dennoch Massnahmen ergriffen werden mussen, wenn
die Klimaziele doch noch erreicht werden wollen. Daher reichte die UREK-NR innert
kirzester Frist eine parlamentarische Initiative ein, welche die Weiterfuhrung der
wichtigsten Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes forderte. Der Nationalrat hiess
die von der nationalratlichen Kommission ausgearbeitete Gesetzesédnderung in der
Herbstsession mit einigen Anderungen gut, auch wenn Kommissionssprecher Baumle
(glp, ZH) diese fur zu wenig ausflhrlich hielt -— man habe die Vorlage jedoch nicht
Uberladen wollen, argumentierte er. Weiterfihrende Massnahmen kénnten jedoch in
einer anderen Vorlage, wie etwa im Rahmen des Gegenentwurfs zur Gletscherinitiative
oder im Rahmen einer neuen Vorlage, diskutiert werden. In der Wintersession 2021
konnte die Gesetzesrevision zur Umsetzung dieser parlamentarischen Initiative bereits
verabschiedet werden. Eine neue umfassende Gesetzesrevision, wie von Baumle
angesprochen, kindigte der Bundesrat im Ubrigen in einer Medienmitteilung im
September 2021 an: Demnach soll diese auf Massnahmen fokussieren, «die es der
Bevolkerung ermdglichen, den CO2-Ausstoss im Alltag zu reduzieren, und welche die
laufenden BemuUhungen der verschiedenen Branchen unterstutzen».

Leicht mehr Aufmerksamkeit als im Vorjahr erhielt die Umweltschutzpolitik an sich, was
sicherlich auf das Thema Gewasserschutz zurlckzuflhren ist (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). So berichtete die Presse im Mai 2021 - im Monat vor
der Abstimmung Uber die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative - in 10 Prozent aller
Artikel Uber die beiden Initiativprojekte. Nach einem von beiden Seiten hitzig gefihrten
Abstimmungskampf lehnte die Mehrheit der Stimmbdrgerinnen und Stimmbdarger die
Trinkwasser-Initiative ab (39.3% Ja-Stimmen). Diese hatte gefordert, dass nur noch
diejenigen Landwirtschaftsbetriebe Subventionen erhalten sollten, welche keine
Pestizide verwendeten und in der Tierhaltung auf einen prophylaktischen Einsatz von
Antibiotika verzichteten. Ausserdem sollten die Betriebe nur noch so viele Tiere halten,
dass diese mit dem Futter vom eigenen Hof ernahrt werden koénnen. Gemass
Nachabstimmungsbefragung wurde die Initiative abgelehnt, weil die Bevdlkerung
grosses Vertrauen in die Landwirtschaft aufwies und die Initiative als zu extrem
einschatzte. Auch die Pestizid-Initiative, welche innert einer Frist von zehn Jahren den
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Einsatz von synthetischen Pestiziden in der Schweiz sowie die Einfuhr von Produkten,
fur die solche Substanzen bendtigt werden, verbieten méchte, wurde éhnlich deutlich
abgelehnt.

Neben der Ablehnung der zwei Initiativen kam es im Berichtsjahr jedoch auch zu
einigen beachtenswerten politischen Entscheiden, die den Gewasserschutz gestérkt
haben. Neu soll beispielsweise der Zustrombereich von Trinkwasserfassungen, fir die
ein offentliches Interesse besteht, bis zum Jahr 2035 von den Kantonen definiert
werden. Um den Druck auf die Kantone zu erhdhen, soll der Bund dabei nur jene
Arbeiten zur Bestimmung der Zustrémbereiche finanziell unterstitzen, welche die
Kantone bis 2030 abgeschlossen haben. Angenommen wurden auch zwei Vorstdsse zur
Weiterentwicklung der ARA, welche deren Ausbau zur Reduktion von
Mikroverunreinigungen respektive ihre Aufristung zur Verbesserung der
Stickstoffeliminierung betrafen. Erfolglos blieb hingegen eine Forderung von Werner
Hosli (svp, GL; Mo. 19.4374), welcher den Gewéasserraum verkleinern wollte, wenn dem
betroffenen  Landwirtschaftsbetrieb  durch  die  Ausscheidung  ebendieses
Gewasserraums ein Ubermassig grosser Anteil der ertragreichen Futtergrundlage
genommen wird oder wenn im reduzierten Gewasserraum nur mit natlrlichem Dinger
gearbeitet wird.

Auch beim Thema Kreislaufwirtschaft und beim Abfallmanagement tat sich in diesem
Jahr einiges. Eine Motion Thorens Goumaz (gp, VD), die forderte, dass der Bundesrat
Massnahmen zur Innovationsférderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft ergreift,
wurde angenommen und soll in die Arbeiten zur Umsetzung der umfassenden
parlamentarischen |Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft starken» der UREK-NR
einfliessen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung dieser Initiative wurde im November
2021 lanciert. Des Weiteren wurden eine Motion Dobler (fdp, SG) zur Starkung des
Plastikrecyclings sowie ein Postulat Gapany (fdp, FR) zur Weiterentwicklung des
Abfallrecyclings angenommen. Schliesslich fand auch ein Postulat Chevalley (glp, VD)
Zustimmung, welches zukunftig verhindern will, dass nicht verkaufte Guter im non-food
Bereich weggeworfen werden.

Spezielle Aufmerksamkeit erhielt der Themenbereich der Naturgefahren im Juli 2021,
wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Im Sommer 2021 wurde die
Schweiz von zahlreichen starken Unwettern mit daraus folgenden Erdrutschen,
Schlammlawinen und Uberschwemmungen heimgesucht. Die Medien berichteten
intensiv Uber diese Ereignisse, wobei sie unter anderem auch den Aspekt des
Klimawandels thematisierten. Sie stellten den meisten Behdrden ein gutes Zeugnis far
ihre Arbeit zum Schutz vor Naturgefahren aus, zumal diese seit den letzten grossen
Unwettern im Jahr 2005 viel in neue Schutzbauten investiert hatten. In Zusammenhang
mit den Uberschwemmungen wurde etwa auch auf die umfassenden und teuren
Arbeiten zur 3. Rhonekorrektion im Kanton Wallis hingewiesen. ?

Gewasserschutz

Vom Investitionsprogramm, das die eidgendssischen Réate im Juni als Massnahme gegen
Beschéftigungseinbriche genehmigten, profitierte vor allen anderen Bundesaufgaben
der Gewasserschutz. Zusatzliche Subventionen sollten, sofern deren Empféanger in der
Lage wéren, die erforderlichen Gegenleistungen aufzubringen, ein Bauvolumen von CHF
240 Mio. auslésen. Abwasserreinigungsprojekte, die zuvor aufgrund von
Sparmassnahmen zuriickgestellt worden waren, konnten nun trotzdem in Angriff
genommen werden. *

Dank dem Gewasserschutz, fur den bisher rund CHF 20 Mia. aufgewendet worden sind,
ist es gelungen, den Wasserzustand vielerorts zu verbessern. Diese Aussage trifft vor
allem bei den Fliessgewassern zu, wahrend bei den Seen die Phosphatzufuhr nach wie
vor eine akute Gefédhrdung darstellt. Die von den  herkémmlichen
Abwasserreinigungsanlagen nicht ausgefallten Phosphate fordern das Wachstum der
nahe an der Wasseroberfliche schwimmenden Algen, was zu einem Abbau des
Sauerstoffgehalts und damit des Lebens in den tieferen Schichten fuhrt.
Hauptverursacher dieser Uberdiingung der Seen sind erstens die Haushalte, welche
nach wie vor phosphathaltige Waschmittel verwenden, und zweitens die Betreiber von
industriellen Tiermastereien, welche mit der im Ubermass anfallenden Jauche die
Wiesen dungen. Fur die besonders bedrohten Mittellandseen der Kantone Aargau und
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Luzern (Baldegger-, Hallwiler- und Sempachersee), wo in erster Linie die in den
siebziger  Jahren aufgekommene Intensivlandwirtschaft fur die radikale
Verschlechterung der Wasserqualitat verantwortlich gemacht wird, legten die Behdrden
Sanierungsplane vor. Mit der kilinstlichen Zufuhr von Sauerstoff mittels eines in die Seen
verlegten Rohrensystems soll die Rettung versucht werden. *

Das 1986 in Kraft getretene Phosphatverbot fiir Textilwaschmittel zeigte erste positive
Auswirkungen, indem die Phosphorfracht im Zulauf der Kléranlagen um 30-40 Prozent
sank. Jedoch verdoppelte sich seither der Verbrauch des Phosphatersatzstoffes NTA.
Erste Ergebnisse eines umfassenden NTA-Uberwachungsprogramms liessen zwar keine
nachteiligen Auswirkungen auf die Gewasser erkennen, doch wurde NTA bereits im
Trinkwasser nachgewiesen. Anlass zur Sorge bot auch der Einsatz des Zusatzstoffes
EDTA, der ebenfalls abgelagerte Schwermetalle regeneriert und im Gegensatz zum NTA
nicht abgebaut wird. Da es dadurch zu neuen Belastungen vor allem des Trinkwassers
kommen kann, will die Arbeitsgemeinschaft Wasserwerke Bodensee und Rhein durch
Aufklarungsarbeit und Absprachen mit den Herstellern erreichen, dass der Stoff nicht
mehr verwendet wird. °

L'OFEFP a publié fin mai un rapport sur I'état de quelque vingt lacs suisses. Procédant a
|"évaluation des effets induits par les différentes mesures de protection des eaux que la
Confédération, les cantons et les communes ont entreprises pour un montant global
d'environ CHF 35 milliards jusqu'en 1993, ce document conclut a une amélioration
notable de la santé des lacs au cours des quinze dernieéres années. La construction des
stations d'épuration ainsi que l'interdiction du phosphate dans les lessives ont
participé dans une large mesure a ce résultat qui, comme le stipule le rapport, pourrait
encore étre amélioré par la réduction des apports de phosphore d'origine agricole.

Selon un rapport publié par 'OFEV a I'automne, une centaine de stations d’épuration
des eaux usées (STEP) devraient étre équipées de systémes d’élimination des
micropolluants. En effet, les techniques traditionnelles ne permettent pas d"éliminer
les résidus de produits biocides (herbicides, fongicides, etc.), de médicaments, de
produits de beauté et de nettoyage. Or, méme a des concentrations tres faibles, cette
pollution nuit aux plantes et animaux aquatiques, ainsi qu’a la qualité des réserves
d’eau potable. Ainsi, bien que les concentrations mesurées depuis 2006 ne présentent
pas de danger immédiat pour les humains, 'OFEV a préconisé une série de mesures a
titre préventif, telles que l'installation de procédés d’épuration spécifiques (par ex.
I'ozonisation) dans une centaine de STEP (sur les 700 que compte le pays). L'OFEV doit
étudier le financement de cet investissement estimé a 1,2 milliard de francs, auquel il
convient d’ajouter 120 millions de francs pour les colts d’exploitation annuels
supplémentaires, dans le cadre de la révision de |I'ordonnance sur la protection des
eaux instituant cette nouvelle tache.’

Aus dem von Bund und Kantonen gemeinsam getragenen und im Jahr 2011 ins Leben
gerufenen Monitoringprogramm «Nationale Beobachtung
Oberflachengewasserqualitat> (NAWA) resultierte im Jahr 2016 ein Bericht, der
erstmals einen Gesamtiiberblick iiber den Zustand der Schweizer Fliessgewasser
lieferte. Und dieses Bild fiel nicht sehr positiv aus. «Mit den Flissen geht es bachab»,
titelte etwa die NZZ. Der 6kologische Zustand der Gewasser, gemessen durch rund 100
Messstationen in mittelgrossen und grossen Fliessgewéssern, wird von der Studie sehr
unterschiedlich beurteilt. Zum einen habe die Belastung durch Nahrstoffe deutlich
abgenommen, was dem Ausbau der Abwasserreinigungsanlagen zu verdanken sei. An
einigen Stellen, so auch in Gewassern, die an intensiv genutzte Landwirtschaftsgebiete
angrenzen, sei die Belastung aufgrund diffuser Eintrége, respektive Eintrage, die nicht
Uber die Abwasserreinigungsanlagen in die Gewasser gelangen, jedoch nach wie vor
hoch.

Ferner gewannen Mikroverunreinigungen generell an Bedeutung. Das bestéatigte auch
ein weiterer, nur wenige Monate spater vom BAFU herausgegebener Bericht, der
ebenfalls auf problematische Umstédnde bezlglich der Mikroverunreinigung in
Fliessgewéssern verwies. Die NAWA berichtete zudem, dass die Qualitat der
Fliessgewasser im Mittelland aufgrund der intensiven anthropogenen Beeinflussung
schweizweit am schlechtesten sei und dass insbesondere die Fische sensibel auf die
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Wasserqualitat reagierten, was die Artenvielfalt beeinflussen konne. Gemass Bericht
bieten nur 27 Prozent der Gewasser an den berlcksichtigten Messstationen gute oder
sehr gute Lebensbedingungen fur Fische. Aufgrund ihrer Erkenntnisse erachteten die
Studienautoren die Reduktion von Nahrstoff- und Pflanzenschutzmitteleintragen in
Gewassern als vordringliches Ziel und forderten parallel auch verstarkte Bestrebungen
zur Renaturierung der Gewasser. 8

Im September 2016 veroffentlichte das BAFU eine in  Auftrag gegebene
Situationsanalyse zu Mikroverunreinigungen in Fliessgewassern aus diffusen Eintragen,
respektive aus Eintrégen, die nicht tUber die Abwasserreinigungsanlagen (ARA), sondern
auf anderem Weg in die Gewasser gelangen. Diese diffuse Verschmutzung tritt vor allem
bei starken Regenféllen und insbesondere in Gebieten mit intensiver Landnutzung auf.
Verursacht wird sie an erster Stelle durch die Landwirtschaft, ist in geringerem Umfang
aber auch der Besiedlung geschuldet. Die bedeutendsten Stoffe, die zu dieser
Mikroverunreinigung beitragen, sind Pestizide, Biozide und Schwermetalle.
Beunruhigende Befunde zeigte der Bericht insbesondere fir kleine Fliessgewésser auf;
dort sei die Verschmutzung teilweise so stark, dass sie fur gewisse Lebewesen toxisch
sei und die Mikroverunreinigung so zur Reduktion der Artenvielfalt beitrage. Wéhrend
mit einer Anderung des Gewasserschutzgesetzes im Jahr 2014 die Aufriistung der ARA
mit dem Zweck beschlossen worden war, die so verursachte Mikroverunreinigung zu
reduzieren, forderten die Studienautoren nun auch Massnahmen zur Reduktion der
Mikroverunreinigung aus diffusen Eintrégen. Als Grundlage bedlrfe es einer
verbesserten Uberwachung der Wasserqualitat in kleinen Fliessgewassern - eine
Forderung, die nur wenige Monate zuvor ebenfalls in einem Bericht der Nationalen
Beobachtung fur Oberflaichengewédsserqualitdat (NAWA) gestellt worden war. Ferner
seien Massnahmen an der Quelle ins Auge zu fassen, wozu beispielsweise Stoffverbote,
aber auch sanfte Massnahmen wie Informationsvermittlung zur Anderung von
Verhaltensmustern zéhlen. Ein sich in Arbeit befindender Bericht in Erflllung eines
Postulats Héche soll zudem aufzeigen, wie Massnahmen an der Quelle verstarkt werden
kénnten. Zur gegebenen Zeit ebenfalls erstellt wurde, in Erflillung einer Motion Moser,
ein Aktionsplan zur Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. °

Le Conseil fédéral a adopté le rapport «Mesures a la source visant a réduire la charge
de micropolluants dans les eaux», présentant les progrés réalisés et I'éventail des
démarches possibles pour lutter contre les micropolluants. Selon le rapport, il faudrait
une mise en ceuvre plus stricte des réglementations existantes, avoir une utilisation et
une élimination de produits plus respectueuses de I'environnement, et intégrer
davantage la protection des eaux dans la formation du personnel spécialisé. Les apports
de substances en provenance d’établissements de soins ainsi que d’entreprises
industrielles et artisanales devraient étre examinés afin d'établir, si nécessaire, des
mesures pour réduire la pollution des eaux. ©

D'aprés le rapport sur la nocivité potentielle des munitions militaires présentes dans
les lacs suisses, aucune substance nocive n'a été libérée. Le DDPS a effectué des
contrbles de 2012 a 2016 et prévoit d'analyser a nouveau I'eau des lacs en 2019. Une
surveillance réguliere de la qualité des eaux des lacs de Brienz, de Thoune et des
Quatre-Cantons, ou des déchets de munitions ont été plongés, avait été mise en place.
Selon le rapport, le programme de surveillance & intervalles réguliers n'est plus
nécessaire. "

Le Conseil fédéral a présenté son rapport, intitulé «Délimitation et utilisation moins
schématiques des espaces réservés aux eaux», en réponse au postulat de Karl Vogler
(pdc, OW). Depuis le contre-projet indirect a I'initiative populaire «Eaux vivantes», les
cantons sont astreints a délimiter un espace réservé aux eaux pour assurer la
protection contre les crues et la conservation de la biodiversité. Comme conséquence
a l'introduction de cette obligation, le budget des paiements directs a été augmenté de
20 millions de francs par année pour compenser le manque a gagner dans |'agriculture.
Le rapport rappelle que les cantons avaient connaissances des conséquences avant la
mise en place de |'obligation. Les dispositions relatives a I'espace réservé aux eaux ont
été peu a peu assouplies. Suite a la modification de I'ordonnance sur la protection des
eaux (OEaux), découlant de la motion de la CEATE-CE (15.3001), les cantons jouissent
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d'une plus grande marge de manceuvre pour tenir compte des spécificités locales lors
de la délimitation et la réglementation de ['utilisation des espaces réservés aux eaux.
Les acteurs cantonaux et fédéraux concernés continuent de se concerter pour une
application harmonisée a I'échelle nationale, mais souple, des bases légales. La
|égislation actuelle concilie les impératifs de sécurité et de protection avec ceux de
|"agriculture. Les espaces réservés aux eaux permettent de réduire les risques de crues
et de restaurer la biodiversité. ™

Bodenschutz

Der Aufbau des gesamtschweizerischen Messnetzes zur Beobachtung der
Bodenbelastung mit Schadstoffen (NABO) wurde fortgefiihrt. Ende Jahr waren 52 der
geplanten 100 reprasentativen Standorte festgelegt und erste Messungen vorgenommen
worden. Die Auswahl der Messorte ist darauf ausgerichtet, einen generellen Uberblick
Uber die Situation in der Schweiz bezlglich der Bodenbelastung mit Schwermetallen
und mit Fluor zu erhalten. Verdichtet wird das relativ weitmaschige Netz durch eigene
Messorte der Kantone, die hauptsachlich in Belastungsgebieten liegen. Resultate der
ersten NABO-Proben liegen noch nicht vor. Hingegen zeigten kantonale
Untersuchungen zum Teil massive Uberschreitungen der Richtwerte und wiesen nach,
dass der Schwermetallgehalt in den Bdden in erster Linie auf die Bewirtschaftungsform
zurlickzufiihren ist und mit zunehmender Uberdiingung ansteigt. ©

Aligemeiner Umweltschutz

Selbst Sachverstdndige waren vom Ausmass des Waldsterbens iiberrascht. Erste
Ursachenanalysen ergaben mehrheitlich, dass die Krankheit nicht primér auf einen
Befall durch Parasiten wie den Borkenkéfer zurtickgefuhrt werden kann. Bekannte und
epidemische Infektionserscheinungen erwiesen sich ebensowenig wie grossklimatische
Veranderungen als erklarungskraftig. Die Eidgendssische Anstalt fur das forstliche
Versuchswesen wie auch das Bundesamt flr Forstwesen lokalisierten den zentralen
Grund in der verschlechterten Luft-, Wasser- und Bodenzusammensetzung und fassten
das Waldsterben als Reaktion des Okosystems auf die veranderten Lebensgrundlagen
auf. Die grosste Gefahr wurde in der Destabilisierung des natirlichen Gleichgewichts
vermutet, weil diese durch Rlckkoppelung verstarkt wird. Von ihr werden in Zukunft
nicht nur der Wald, sondern auch die ganze Pflanzen- und Tierwelt sowie die
Holzwirtschaft betroffen sein.

Erstmals erfasste das BAV 2015 in enger Zusammenarbeit mit den Bahnen neben den
personellen Risiken beim Transport gefahrlicher Guter ebenfalls die Umweltrisiken auf
Bahnstreckenabschnitten. Die Ergebnisse legten dar, dass auf dem 3652 km langen
Bahnstreckennetz auf insgesamt 42 km Gefahren fur Oberflachengewasser vertieft
gepruft werden mussen und auf weiteren 10 km Umweltrisiken beim Grundwasser nicht
ausgeschlossen werden kénnen. Gemeinsam mit dem BAFU und den Storfallfachstellen
sollen diese Abschnitte nun eingehend auf ihre Sicherheit Gberprift und allféllig zu
treffende Massnahmen zur Erhéhung der Sicherheit beschlossen werden. Die grosste
Gefahr fur das Oberflachenwasser geht geméass Bericht von einem Streckenabschnitt
bei Tecknau (BL) aus, wo die Bahnlinie direkt neben dem Eibach zu liegen kommt. Dort
wlrden bei einem Bahnunglick giftige Stoffe direkt in das Gewasser gelangen und
schliesslich in den Rhein fliessen. Der kritischste Streckenabschnitt in Bezug auf Risiken
fur das Grundwasser befindet sich bei Kiesen (BE).

Ungewollte Aufmerksamkeit erhielten die Erkenntnisse durch die nur wenige Tage
darauf erfolgte Entgleisung eines mit Chemikalien beladenen Guterzuges bei Daillens
(VD). Messungen ergaben, dass keine Chemikalien in angrenzende Oberfladchengewasser
geflossen sind. Der Unfallort gehorte nicht zu den im Bericht genannten
risikobehafteten Streckenabschnitten. ™
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Dix ans apres le second examen environnemental de la Suisse, I'OCDE a évalué, de
nouveau, les performances environnementales de la Suisse. La biodiversité, la
croissance économique en ressources et la qualité de I'eau ont particulierement été
étudiées. S'agissant des points positifs, la Suisse figure parmi les bons éléves
concernant la consommation énergétique de I['économie et |'amélioration de
|'efficacité avec laquelle elle utilise ses ressources. Sa participation & des groupes de
travail internationaux est relevée, tout comme son engagement pour un secteur
financier tenant davantage compte des criteres de durabilité environnementale. Du
coté des lacunes, la Suisse n'a pas réussi a entierement découpler croissance
économique et empreinte écologique. Elle produit trop de déchets urbains. Les eaux
subissent d'importantes pressions en raison de ['utilisation intensive de la force
hydraulique, des pesticides en agriculture, et des micropolluants provenant des
ménages et de l'industrie. Au sujet de la conservation de la biodiversité, I'étendue, la
qualité et la mise en réseau des sites protégés sont jugées insuffisantes. Toutefois, les
efforts accomplis par la Suisse sont salués. L'OFEV a accueilli positivement le rapport
de I'OCDE. Il indique faire son possible afin de poursuivre I'objectif de réduction des
atteintes portées a I'environnement, notamment dans le cadre de la Politique agricole
2022, du Plan d'action Produits phytosanitaires et du plan d'action Biodiversité. ©

Jahresriickblick 2020: Umweltpolitik

Die Schweizer Umweltpolitik war im Jahr 2020 vor allem von drei Ubergeordneten
Themen bestimmt. Dies war zum einen die Qualitat des Trinkwassers, respektive deren
Beeintrachtigung durch  Pflanzenschutzmittel, zum anderen der Bereich
Kreislaufwirtschaft und schliesslich, wie schon im Vorjahr, allen voran die Klimapolitik.
Dennoch wurde 2020 in den Medien Corona-bedingt generell deutlich seltener tber
die Umweltpolitik berichtet als noch im Vorjahr. Wahrend sich 2019 noch gut sechs
Prozent aller Zeitungsartikel mit dieser Thematik beschéaftigt hatten, waren es 2020 nur
noch knapp drei Prozent, wobei mehr als die Halfte der Presseartikel auf die
Klimapolitik entfielen.

Im Frdhjahr 2020 publizierte das BAFU eine erste landesweite Einschatzung der
Belastung mit Abbauprodukten von Chlorothalonil (sogenannte Metaboliten) im
Grundwasser, was einige Medien interessiert aufnahmen. Die Studie bezog sich auf
Messungen aus den Jahren 2017 und 2018; gemass diesen Uberschritten mehrere
Metaboliten den Grenzwert von 0.1 Mikrogramm pro Liter im Grundwasser;
insbesondere drei Abbauprodukte verunreinigten das Grundwasser in diversen
landwirtschaftlich gepragten Regionen des Mittellandes grossflachig. Da sich das
Grundwasser nur langsam erneuere und die entsprechenden Metaboliten
ausgesprochen langlebig seien, ging das BAFU davon aus, dass diese Verunreinigungen
die Grundwasserqualitdt noch wahrend einigen Jahren beeintrachtigen werden. In den
Medien mehr zu reden gab allerdings die sogenannte Trinkwasser-Initiative respektive
der Umgang des Parlaments damit. Die Initiative war zwar 2019 vom Nationalrat und
2020 vom Sténderat der Stimmbevdlkerung ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung
empfohlen worden. Noch 2019 hatte die WAK-SR aber eine eigene parlamentarische
Initiative mit dem Titel «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden reduzieren» lanciert,
welcher die WAK-NR ebenfalls Folge gegeben hatte. Die standeréatliche Kommission
machte von Anfang an klar, dass sie diese parlamentarische Initiative explizit nicht als
Gegenentwurf zur Trinkwasserinitiative und zur Pestizid-Initiative - der zweiten
anstehenden Volksinitiative zum Thema Gewéasserschutz - versteht. Dennoch kam die
Kommission in ihrer Vorlage mit einigen Massnahmen den Anliegen der beiden
Volksinitiativen entgegen. Die im Aktionsplan «Pflanzenschutzmittel» festgehaltenen
Reduktionsziele sollen gesetzlich verankert werden, damit die Verbindlichkeit in der
Umsetzung der Vorgaben erhéht wird: Bis 2027 sollen die mit Pflanzenschutzmitteln
verbundenen Risiken fir Oberflachengewasser, naturnahe Lebensrdume und als
Trinkwasser genutztes Grundwasser gegenlber dem Mittel aus den Jahren 2012 bis 2015
um 50 Prozent reduziert werden. Um sowohl Trinkwasser als auch Grundwasser
ausreichend zu  schatzen, sieht die Initiative zudem vor, dass bei
Grenzwertlberschreitungen die entsprechenden Zulassungen Uberprift werden sollen;
auch will sie die Zustrombereiche von Trinkwasserfassungen durch Anpassungen im
Landwirtschafts-, im Chemikalien- und im Gewasserschutzgesetz besser schitzen.

Der Bereich Kreislaufwirtschaft war im Jahr 2020 — eventuell aufgrund des Sitzgewinns
des Grinen Lagers (Stichwort Klimawahl) bei den nationalen Wahlen 2019 — wieder
vermehrt Anlass fur politische Vorstdsse. Das Thema war nach Ablehnung des indirekten
Gegenvorschlags zur Volksinitiative «Grine Wirtschaft» 2015 und nach der negativ
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ausgefallenen Volksabstimmung 2016 etwas in den Hintergrund geraten. Im Berichtsjahr
Uberwies das Parlament mehrere Vorstdsse und gab einer parlamentarischen Initiative
Folge. Die Vorstosse widmeten sich unter anderem den Themen Abfallvermeidung und
Kreislaufwirtschaft (Po. 20.3062), der Wiederverwendung von Baumaterialien (Po.
20.3090 und Mo. 19.4296) und dem Littering (Mo. 19.4100). Die parlamentarische
Initiative der UREK-NR (Pa.lv. 20.433) will zudem die Umweltbelastung in den Bereichen
Verpackungen und Abfalle reduzieren. Sie blndelte damit verschiedene Anliegen aus
mehreren parlamentarischen Initiativen zum Thema, die aufgrund der neuen
Kommissionsinitiative zurlickgezogen wurden (Pa.lv. 19.445, Pa.lv. 19.446, Pa.lv. 19.447,
Pa.lv. 19.448, Pa.lv. 19.449, Pa.lv. 19.451 und Pa.lv. 19.509). Schliesslich legte auch die
Verwaltung im Jahr 2020 einen Bericht zum Stand der Arbeiten im Bereich Grlne
Wirtschaft vor, woraufhin der Bundesrat das UVEK beauftragte, in Zusammenarbeit mit
dem WBF und dem EFD weitere Massnahmen zur Ressourcenschonung auszuarbeiten.

Im Umweltbereich bot schliesslich wie im Vorjahr allen voran die Klimapolitik Anlass zu
intensiven Debatten. Dabei stach im Berichtsjahr vor allem die Verabschiedung des
revidierten CO2-Gesetzes hervor. Dieses brachte in verschiedenen Bereichen
wesentliche Veranderungen mit sich, wie etwa einen CO2-Grenzwert bei Olheizungen,
einen teureren Benzinpreis oder die hart umkédmpfte CO2-Abgabe auf Flugtickets. Zu
dieser letzten Massnahme waren denn auch zwei Motionen und zwei Standesinitiativen
eingereicht worden (Mo. 19.3047; Mo. 17.3998; Kt.Iv. 19.305; Kt.lv. 19.304). Zu reden gab
2020 auch die sogenannte Klimajugend, welche auch im Berichtsjahr einige
Demonstrationen und Aktionen auf die Beine stellte. Anfang Januar kam es in der
Westschweiz zu einem Gerichtsprozess gegen die Gruppierung «lLausanne Action
Climat», deren Mitglieder 2018 in einer Credit Suisse-Filiale mittels einer spielerischen
Aktion auf die Klimaproblematik der Finanzbranche aufmerksam gemacht hatten. Weil
sich die Aktivistinnen und Aktivisten gegen die Strafen fur Hausfriedensbruch und die
Durchflihrung einer unbewilligten Kundgebung wehrten, kam es zum Prozess. Dabei
wurden sie erstinstanzlich freigesprochen. Schliesslich besetzte eine Gruppe junger
Aktivistinnen und Aktivisten in der Herbstsession 2020 wéhrend zweier Tage den
Bundesplatz, um auf ihre Anliegen aufmerksam zu machen; diese illegale Besetzung -
wahrend Sessionen sind auf dem Bundesplatz keine politischen Aktionen erlaubt -
wurde von einer umfassenden Medienberichterstattung begleitet. Auf dem Gebiet der
internationalen Klimapolitik schloss die Schweiz schliesslich ein Abkommen mit Peru
ab, welches die Rahmenbedingungen fir die Kompensation von Schweizer CO2-
Emissionen Uber Projekte in Peru regelt. Es handelte sich dabei weltweit um das erste
solche Abkommen unter dem Pariser Klimaabkommen. ”
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